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Antragstellerinnen: AK Sozialpolitik

Antrag 2/11/2022

2/11/2022: Schritte fiir eine soziale Wohnungspolitik, die den Namen auch verdient.
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1. a) Rechtsverordnung zum Umwandlungsverbot schnellstmoglich erlassen
Um in Miinchen die Spekulation mit Wohnraum wirksam bekampfen zu kon-
nen, braucht die Stadt die rechtliche Moglichkeit, die Umwandlung von Miet-
in Eigentumswohnungen zu verhindern. Hier ist der Freistaat schon lange
aufgefordert, die ermachtigende Rechtsverordnung zu erlassen. Bisher hat er
sich der bestandigen Aufforderung auch des Miinchner Stadtrats widersetzt.

a) Die Zweckentfremdungsverordnung muss so verbessert werden, dass die
Behorde die Raiumung der betroffenen Wohnungen vornehmen kann und
im Wege der Ersatzvornahme auch die Neuvermietung.

a) Endlich ein soziales Bodenrecht einfiihren!

Wir fordern eine Reform der Bodenbesteuerung, die eine gemeinwohlori-
entierte Wohnraumpolitik im Blick hat und zwischen unterschiedlichen
regionalen Gegebenheiten differenziert. Diese muss bewirken, dass leis-
tungslose Steigerungen des Bodenwertes abgeschopft und fiir Aufgaben
der kommunalen und regionalen Daseinsfiirsorge genutzt werden konnen.
Ziel muss es sein, Wohnraum im unteren Preissegment zu schaffen, damit
Menschen ohne Spitzeneinkommen wie Pfleger*innen und Erzieher*innen
auch in Zukunft in Miinchen leben kénnen.

1. Grundsteuer C (zoniertes Satzungsrecht) einfiihren!

Um baureife, gehortete Grundstlicke im Siedlungsbereich fir die Bebauung zu
aktivieren, ist den Stadten und Gemeinden das Recht einzuraumen, im Wege
einer Satzung fir Teile des Gemeindegebietes die Grundsteuer furr entsprechende
Bauliicken durch erh6hte Hebesatze zu erhdhen (zoniertes Satzungsrecht).

1. Gemeindliches Vorkaufsrecht im Siedlungsbereich stirken - Gemeinwohl-
grund ,Innenentwicklung und Brachflachenschluss‘ schaffen!

5.1§ 24 Abs. 3 BauGB (3) wird wie folgt neu gefasst:

Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeubt werden, wenn das Wohl der Aligemeinheit
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dies rechtfertigt. Das stadtebauliche Ziel des SchlieRens von Bauliicken und die
damit verbundene Brachflachenaktivierung stellt einen Gemeinwohlbelang im
Sinne des Satzes 1 dar. Bei der Auslibung des Vorkaufsrechts hat die Gemeinde
den Verwendungszweck des Grundstiicks anzugeben.

5.2 § 25 Abs. TNr. 2 BauGB (1) wird wie folgt neu gefasst:

Die Gemeinde kann 1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans durch Satzung
ihr Vorkaufsrecht an unbebauten Grundstiicken begriinden,

1. in Gebieten, in denen sie stadtebauliche Manahmen in Betracht zieht, zur
Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung durch Satzung Fla-
chen bezeichnen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den Grundstiicken zu-
steht. Stadtebauliche Malinahmen kénnen auch das SchlieBen von Baullicken
und die damit verbundene Brachflachenaktivierung sein.

1. Das Baugebot des stadtebaulichen Vertrages im Baugesetzbuch verankern!

+ 11BauGB (1) wird wie folgt erganzt:

Die Gemeinde kann stadtebauliche Vertrage schlieBen. Gegenstande eines

stadtebaulichen Vertrags konnen insbesondere sein: ...

1. die Férderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, ins-
besondere die Grundstiicksnutzung, auch hinsichtlich einer Befristung oder ei-
ner Bedingung sowie der Vereinbarung einer Baupflicht, die Durchfiihrung des
Ausgleichs im Sinne des [...]

1. Her mit der neuen Wohngemeinniitzigkeit!
Der (Wieder)Einstieg in eine neue Wohngemeinniitzigkeit kann die Schaffung von
gunstigem Wohnraum Uberhaupt erst wieder 6konomisch sinn- und reizvoll ma-
chen und ein seit 1990 fehlendes Wirtschaftssegment wiederbeleben. Hier ist bei
einem dringend zu operationalisierenden europarechtskonformen Ansatz grund-
satzlich davon auszugehen, dass dem Einsatz 6ffentlicher Fordermittel- egal ob
durch Steuerverzichte, Steuergutschriften oder Zuschiisse und Foérderdarlehen-
auch ein dementsprechender dauerhafter und nicht nur zeitlich eng begrenzter
offentlicher Forderzweck gegentiberstehen wird.

1. Mietpreistreibende Geldwasche endlich hart bekdmpfen!
Eigentumsverhaltnisse an Grundstiicken miissen den Behorden zuganglich und
transparent gemacht werden. Bargeldmengen miissen in ihrer Herkunft Iiickenlos
nachgewiesen werden.
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Begriindung
Zu 1 bis 3:

Fir die Problemldsung zur Schaffung von leistbarem Wohnraum ist der Preis fiir
einen gm baureifen Boden als Faktor fiir den spateren Mietzins ausschlaggebend.
1961 entfielen 8% der Baukosten auf die Grundstuickskosten. 1970 - Olympia kiin-
digte sich an- waren es bereits 16%. Mittlerweile sind wir bei 80% angekommen,
die bei einem Bau ausschlieBlich fiir den Kauf eines Grundstiicks veranschlagt
werden missen.

2014 kostete ein gm Miinchen- Schwabing 8.300€, 2018 waren es schon 15.500€.

Seit 1960 entspricht die insgesamte Entwicklung in Miinchen einer Steigerung
des Bodenwertes um marchenhafte 35.000 Prozent.

Eine Handelsware, deren Stiickzahl nicht beliebig zu vermehren ist, tendiert in
unserer Wirtschaftsordnung nicht zum Gleichgewichts-, sondern zum Maximal-
preis. Insbesondere, wenn die Nachfrage entsprechend ist. Die Landeshauptstadt
Miinchen wird nach aktuellen Prognosen 2040 knapp 1,9 Mio Einwohner:innen
haben, darunter aber nicht nur Ingeneur:innen oder IT- Spezialist:innen, sondern
auch knapp verdienende Menschen wie Pflegepersonal oder Erzieher:innen, fiir
eine funktionierende Infrastruktur wie Bildung oder Gesundheitsversorgung
unverzichtbar.

Diese Entwicklungen machen deutlich, dass es schnellstmoglich gezielt um die
Schaffung von Wohnraum im unteren Mietpreissegment gehen muss, auch weil
ein tumb gefordertes ,Hauptsache Bauen- Bauen- Bauen‘ mit seinem automa-
tisch von Bodenpreis sowie Angebot und Nachfrage gelenkten Schwerpunkt im
Hochpreissegment eher dazu fiihrt, dass sich die Mietzinsspirale immer schneller
nach oben dreht.

Nun steht im Grundgesetz der Bundrepublik Deutschland nicht nur, dass Eigen-
tum verpflichtet, in der Bayerischen Verfassung steht sogar in Artikel 161, das
Steigerungen des Bodenwertes, die ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalauf-
wand des Eigentlimers entstehen, fiir die Allgemeinheit nutzbar zu machen sind.
Die Ertrage aus Bodenwertsteigerungen werden gegenwartig lberhaupt nicht
oder wenn dann nur in geringem Umfang besteuert, sind aber tuiberwiegend
nicht auf Leistungen des Grundeigentliimers zurtickzufiihren, sondern vielmehr
auf Leistungen des Gemeinwesens durch die das Umfeld aufgewertet wird, z.B.
durch die Schaffung von Baurecht und Infrastruktur.

So konnte im Schaffen von steuerrechtlichen Instrumenten verniinftig gegen
ein den Grund und Boden verteuerndes Spekulationsgeschehen vorgegangen
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werden- die Wahl der Mittel missen die Kommunen angesichts der konkreten
Herausforderungen vor Ort haben, geschaffen werden miissen sie entweder
vom Bundes- oder Landesgesetzgeber. Es geht hier nicht- und das ist fur den
gesellschaftspolitischen Diskurs enorm wichtig, da diese Komplexitat in ak-
tuellen Debatten stets unzuldssig reduziert wird- um das zum Wohnen oder
Erwerb dienende Boden- und Immobilieneigentum breiter Schichten der Be-
volkerung, sondern ausschlieBlich und gezielt um jene Immobilienvermogen,
die in Metropolregionen mit einem den Geldbeutel der Mitte der Gesellschaft
uberstrapazierenden Mietzinsniveau gewerbsmafig betrieben und gehandelt
werden und vor allem auf die Erzielung von Maximalrenditen aus Bodenwert-
steigerungen angelegt sind. Trivial ist dies allerdings nicht: Das Finanzsystem
in unserem Land baut auf Boden und Immobilien auf- liber 50% der Kredite an
Unternehmen und Haushalte sind durch Boden besichert, 80% des Vermogens
von Haushalten ist Immobilienbesitz.

Zu4.:

Diese Forderung wiederholen nicht nur die kommunalen Spitzenverbande seit
Jahrzehnten- auch Expertengremien, die von der Bundesregierung eingesetzt
wurden, erstatteten entsprechend Bericht. So kommt die Arbeitsgruppe aktive
Liegenschaftspolitik des Blindnisses fiir bezahlbares Wohnen, eingesetzt von
BMUB und Bundesregierung, in ihrem Abschlussbericht zu dem Ergebnis: ,,Eine
weitere Moglichkeit, baureife innerstddtische Grundstiicke zu aktivieren, und diese
rasch zu bebauen oder fiir die Bebauung zu verdufern, besteht in der Einfiihrung
einer steuerlichen Option zur Mobilisierung bebaubarer, unbebauter Grundstticke
im Grundsteuergesetz, die von den Kommunen genutzt werden kann (sog. zonier-
tes Satzungsrecht).“

Zub.:

Fiir die Ausubung der BauGB-Vorkaufsrechte nach § 24 und § 25 des Baugesetz-
buchs durch die Gemeinde, zur Erlangung des gemeindlichen Zugriffs auf ein
Grundstiick im Verkaufsfall, bedarf es der Angabe eines Gemeinwohlgrundes
(Beispiel: ,,Es handelt sich um ein alternativloses Grundstiick fiir unsere geplante
Schule) durch die Gemeinde. Ein solcher Gemeinwohlgrund besteht nicht nur
dann, wenn die Gemeinde ein konkretes Vorhaben plant, sondern auch, um
eine gehortete, aus Spekulationszwecken veraufRerte Bauliicke schlichtweg
der Bebauung zuzufiuihren. Nach anderen Stimmen ist die Ausibung eines
solchen ,,Baullickenvorkaufsrechts” zur (schlichten) BauliickenschlieBung, mit
dem Ziel des Flachensparens im AulRenbereich, allerdings nur dann durch das
Wohl der Allgemeinheit gerechtfertigt, wenn die Bebauung ,alsbald“ — z. B.
bei dringendem Wohnbedarf — erforderlich ist. Wenn folglich eine Gemeinde/
Stadt einen dringenden Wohnbedarf nachweisen kann, in der Gemeinde/ Stadt
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eine hohe Baullickenanzahl ,gehortet” wird und die Bebauung der Bauliicken
»aus stadtebaulichen Grinden® erforderlich ist, kann die Ausiibung eines ,Bau-
lickenvorkaufsrechts” im gut begriindeten Einzelfall gerechtfertigt sein. Diese
Begriindungsanforderung ist jedoch von komplexer Natur, so dass sie von den
Gemeinden zu Recht gescheut wird.

Durch eine einfache Klarstellung im Gesetz konnte man die Wertentscheidung
des § 1a Abs. 2 BauGB fuir das Vorkaufsrecht fruchtbar machen und den Vorrang
der Innenentwicklung und die Brachflachenaktivierung zum Gemeinwohlbelang
erklaren. Dies wiirde die Praxis entsprechend agierender Stadte und Gemeinden
rechtlich absichern und auch andere Gemeinden dazu veranlassen, Vorkaufs-
rechtssatzungen lber baullickenbelastete Gebiete zu legen, bzw. das allgemeine
Vorkaufsrecht an Baullicken mit dem Ziel der Baullickenaktivierung auszutiben.

Nicht nur die Ausiubung des Vorkaufsrechts fiir ein dringend bendtigtes, al-
ternativloses und gemeinniitziges Bauprojekt (Kindergarten, Schule, sozialer
Wohnungsbau) wiirde sodann die Ausiibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts
rechtfertigen, sondern auch die Tatsache, dass eine gehortete Baullicke an sich
einen stadtebaulichen Missstand darstellt und schlichtweg bebaut werden soll.

Im Ergebnis fiihrt ein solcher Ansatz dazu, dass ein Grundstlickskaufer sich zur
Abwendung des gemeindlichen Vorkaufsrechts zu einer Bauverpflichtung mit
vormerkungsgesichertem Ankaufsrecht der Gemeinde bewegen lassen wiirde,
was die Grundstiickshortung unterbricht. Die Eingriffsschwelle in das Eigentum
des Privaten wiirde sich im Ergebnis als sehr gering darstellen, weshalb eine
derartige Gesetzeserganzung eine besonders milde Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Eigentums darstellt. Die Brachflache, die Hortungsflache, das
Enkelgrundstiick und das Spekulationsgrundstiick wiirden damit durch das
Gesetz als ,stadtebaulicher Missstand“ anerkannt. Das Ziel ihrer Bebauung
wirde auf Ausiibungsebene per se einen ,Allgemeinwohlbelang“ darstellen.
Mit Blick auf § 1a Abs. 2 BauGB konnte man dies auch lediglich als gesetzliche
Klarstellung verstehen. Ein Vorschlag fiir eine einfache Erganzung des Gesetzes,
die sich an die Bundesgesetzgeber richtet, lautet wie folgt:

Ausweitung des Vorkaufsrechts auf Mischgebietsfldchen!

Ein weiteres Problem, welches sich den Gemeinden bei der Auslibung des Vor-
kaufsrechts im Siedlungsbereich haufig stellt, liegt darin, dass das Vorkaufsrecht
tatbestandlich auf potentielle Wohnbauflachen beschrankt ist. Eine weitere Idee,
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die es den Gemeinden erleichtern konnte, Zugriff auf unbebaute Baullicken im
Siedlungsbereich zu erlangen, besteht demnach in der tatbestandlichen Auswei-
tung des Vorkaufsrechts auf Mischgebiete. Notwendig ware hierfiir schlichtweg
die Streichung eines Wortes in § 24 Abs. 1 Nr. 6 BauGB:

+ 24 Abs. 1 Nr. 6 (1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht zu beim Kauf von
Grundstlicken 6. in Gebieten, die nach § 30, 33 oder 34 Abs. 2 vorwiegend mit
Wohngebauden bebaut werden konnen, soweit die Grundstiicke unbebaut
sind, sowie ... c. Verlangerung der Ausiibungsfrist auf drei Monate

SchlielRlich empfehlen wir eine Verlangerung der Ausiibungsfrist aus § 28 Abs. 2
Satz 1 BauGB von zwei auf drei Monate. So ist es den Beschlussgremien kleinerer
und mittlerer Stadte und Gemeinden innerhalb von zwei Monaten haufig nicht
moglich, die notwendigen Ermittlungen anzustellen, um tiber den Ankauf einer
Baullicke zu entscheiden.

Zu 6.:

Fiir eine zielfliihrende und flachensparende Bauleitplanung muss die Frage
beantwortet werden, wie die Stadt oder die Gemeinden den planbegtinstigten
Grundstuckseigentiimer dazu bringen kann, dass Grundstiick tatsachlich zu be-
bauen. Der Festsetzungskatalog des § 9 BauGB kennt eine derartige Festsetzung
nicht, und sie widersprache auch dem Prinzip des Angebotsbebauungsplan. Inso-
weit (blenden wir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan an dieser Stelle aus),
verbleibt den planenden Gemeinden regelmaRig nur die grundbuchrechtliche
Absicherung einer privatrechtlich geregelten Baupflicht, bei deren Zuwiderhand-
lung der Gemeinde das Recht eingeraumt wird, dass unbebaute Grundstlick zu
erwerben. Dies ist kompliziert und unbefriedigend, jedoch nicht zu andern.

Um den Gemeinden dieses ohnehin komplizierte Vorgehen etwas zu erleichtern
und ihnen zumindest eine Rechtsgrundlage fur entsprechende Baugebote an die
Hand zu geben, ware eine Verankerung des vormerkungsgesicherten Wieder-
bzw. Ankaufsrechts (Baugebot) in § 11 BauGB, der Vorschrift betreffend die stadte-
baulichen Vertrage von Vorteil. Unser Vorschlag besteht in einer entsprechenden
klarstellenden Erganzung der betreffenden Vorschrift, die ohnehin schon jetzt als
Rechtsgrundlage der vertraglichen Baugebote dient.

Zu 8.:

Nach vorsichtigen Schatzungen werden nicht weniger als ca. 30 Milliarden Euro
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auf dem deutschen Immobilienmarkt von international operierenden kriminellen
Organisationen aus illegalen Geschaften wie Drogen-, Waffen- und Frauenhandel
in den legalen Wirtschaftsverkehr uberfiihrt. Sowohl die gesetzlich normierten
Moglichkeiten als auch die personellen Ressourcen der zustandigen Behorden
mussen verstarkt werden - Stichwort ,Share Deals‘ und der Fakt, dass sich bei
der fir die Geldwaschebekampfung in der BRD zustandigen Meldestelle fur
Verdachtsanzeigen, der Financial Intelligence Unit (FIU), Stand Dezember 2019
ca. 50.000 unbearbeitete Verdachtsfalle angehauft haben.

Antrag 2/11/2022



	2/II/2022 Schritte für eine soziale Wohnungspolitik, die den Namen auch verdient.

